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BGB § 362; BAT § 15 Abs. 1, § 17 Abs. 1 und Abs. 5 Satz 4, § 35 Abs. 1 
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BUNDESARBEITSGERICHT

6 AZR 211/03
7 Sa 1161/02 
Landesarbeitsgericht 
Berlin

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
19. Februar 2004

URTEIL
Schneider, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsbeklagtes Land,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 19. Februar 2004 durch die Vorsitzende Richterin am Bundesarbeitsgericht 

Schmidt, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Armbrüster und Dr. Brühler sowie 

den ehrenamtlichen Richter Kapitza und die ehrenamtliche Richterin Schilling für Recht 

erkannt:

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Berlin vom 18. Dezember 2002 - 15 Sa 
1161/02 - wird zurückgewiesen.
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2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Vergütung des Klägers für Tätigkeiten außer­

halb der regelmäßigen Arbeitszeit.

Der Kläger ist seit September 1998 beim beklagten Land als Schulhausmeis­

ter an der B-Schule tätig. Auf Grund von Renovierungsarbeiten konnte er seine 

Dienstwohnung auf dem Schulgelände erst im November 1999 beziehen. Das Arbeits­

verhältnis richtet sich gemäß Arbeitsvertrag vom 22. Juni 1998 nach dem Bundes- 

Angestelltentarifvertrag (BAT) unter Berücksichtigung der jeweils in Frage kommenden 

Sonderregelungen mit allen künftigen Änderungen und Ergänzungen und den Dienst­

anweisungen für Schulhausmeister in der jeweils gültigen Fassung. Im BAT ist gere­

gelt:

„§ 17 Überstunden

(1) Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten Arbeits­
stunden, die über die im Rahmen der regelmäßigen Ar­
beitszeit (§15 Abs. 1 bis 4 und die entsprechenden Son­
derregelungen hierzu) für die Woche dienstplanmäßig 
bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinaus­
gehen.

(5) Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende Ar­
beitsbefreiung auszugleichen; ... Für jede nicht ausgegli­
chene Überstunde wird die Überstunden Vergütung (§ 35 
Abs. 3 Unterabs. 2) gezahlt.“

In den Sonderregelungen für Angestellte als Hausmeister (SR 2r BAT) heißt

es:

Zu §§ 1 und 2 - Geltungsbereich -

Diese Sonderregelungen gelten nur für die beim Bund und im 
Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder beschäftigten
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Hausmeister. Im Bereich der Vereinigung der kommunalen Ar­
beitgeberverbände können Sonderregelungen für Hausmeister 
bezirklich vereinbart werden.

Nr. 3

Zu § 15 - Regelmäßige Arbeitszeit -

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt durchschnittlich 
50 Vi Stunden wöchentlich.

Nr. 4

Zu § 17 - Überstunden -

Die über die regelmäßige Arbeitszeit (Nr. 3 Abs. 1) hinaus ge­
leisteten Arbeitsstunden werden zur Hälfte als Überstunden 
gewertet.“

Das beklagte Land ordnete entsprechend einer Dienstanweisung für Schul­

hausmeister vom 1. Oktober 1995 bei Elternabenden und bei Benutzung der Turnhalle 

durch Sportvereine für den Kläger außerhalb seiner regelmäßigen Arbeitszeit Bereit­

schaftsdienst an. Dazu hatte sich der Kläger vor dem Bezug seiner Dienstwohnung in 

seinem Dienstzimmer in der Schule aufzuhalten. Für den Bereitschaftsdienst erhielt er 

eine Stundenpauschale iHv. 50 vH der tariflichen Überstundenvergütung. Das ergab 

für 1.398 Stunden in der Zeit von September 1998 bis Oktober 1999 den Betrag von 

8.960,33 Euro brutto.

Der Kläger hat gemeint, er habe nicht Bereitschaftsdienst, sondern Überstun­

den geleistet. Diese habe das beklagte Land mit weiteren 8.960,33 Euro brutto zu ver­

güten. Die Einrichtung seines Dienstzimmers habe nicht den Anforderungen genügt, 

die an die Ausstattung eines Aufenthaltsraums während eines Bereitschaftsdienstes zu 

stellen seien. Mangels einer Liege habe er nicht schlafen können. Zudem widerspreche 

die Anordnung von Bereitschaftsdienst dem Europäischen Arbeitszeitrecht.

Der Kläger hat zuletzt beantragt

das beklagte Land zu verurteilen, an den Kläger 8.960,33 Euro 
brutto nebst 5 % Zinsen über dem Basiszinssatz seit dem 
29. Dezember 2000 zu zahlen.

-4 -

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen.
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Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der 

Kläger sein Klageziel weiter. Das beklagte Land beantragt, die Revision des Klägers 

zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

Die Revision des Klägers hat keinen Erfolg. Die Vorinstanzen haben die Klage 

im Ergebnis zu Recht abgewiesen.

I. Der Anspruch folgt nicht aus § 17 Abs. 5 Satz 4 BAT.

1. Nach dieser Vorschrift wird für jede nicht durch Arbeitsbefreiung ausgegliche­

ne Überstunde iSd. § 17 Abs. 1 BAT die Überstundenvergütung (§35 Abs. 3 Unte- 

rabs. 2 BAT) gezahlt. Für die beim Bund und im Bereich der Tarifgemeinschaft deut­

scher Länder beschäftigten Hausmeister (Nr. 1 Satz 1 SR 2r BAT) haben die Tarifver­

tragsparteien jedoch davon abweichend in Nr. 4 SR 2r BAT eine eigenständige Rege­

lung getroffen und bestimmt, dass die über die regelmäßige Arbeitszeit (Nr. 3 Abs. 1 

SR 2r BAT) hinaus geleisteten Arbeitsstunden zur Hälfte als Überstunden gewertet 

werden. Mit der Zahlung von 8.960,33 Euro brutto hätte das beklagte Land deshalb 

einen Anspruch des Klägers auf Zahlung der tariflichen Überstundenvergütung erfüllt 

(§ 362 Abs. 1 BGB). Diese entspricht rechnerisch der vom beklagten Land geleisteten 

Bereitschaftsdienstvergütung von 50 vH der tariflichen Überstundenvergütung für ins­

gesamt 1.398 geleisteten Bereitschaftsstunden.

2. Dementsprechend ist unerheblich, ob der Kläger auf Grund der damaligen 

Bedingungen Bereitschaftsdienst oder Überstunden geleistet hat. In beiden Fällen sind 

nach den jeweils maßgebenden Bestimmungen des BAT einschließlich der Sonderre­

gelung für Hausmeister nur 50 vH der geleisteten Stunden mit der tariflichen Überstun­

denvergütung abzugelten. Ohne Bedeutung ist, dass das beklagte Land mit der Zah­

lung von insgesamt 8.960,33 Euro brutto den angeordneten Bereitschaftsdienst und 

nicht Überstunden ausgleichen wollte. Nach § 362 BGB ist zur Erfüllung einer Verbind­

lichkeit grundsätzlich nur erforderlich, dass die geschuldete Leistung an den Gläubiger 

bewirkt wird. Erbringt der Schuldner den geschuldeten Leistungserfolg, tritt die Erfül­

lungswirkung regelmäßig als objektive Folge der Leistungsbewirkung ein, ohne dass 

weitere Umstände hinzutreten müssten (BAG 3. März 1993 - 5 AZR 132/92 - BAGE 72,
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297, 301). Erforderlich ist lediglich, dass die Leistung einem bestimmten Schuldver­

hältnis zugeordnet werden kann. Diese Voraussetzung erfüllt die Zahlung des beklag­

ten Landes. Sie diente dem Ausgleich der vom Kläger außerhalb der regelmäßigen 

Arbeitszeit geleisteten Stunden.

II. Weitergehenden Vergütungsansprüchen des Klägers steht Nr. 4 SR 2r BAT 

entgegen.

1. Der Wortlaut der Sonderregelung, auf den es für die Tarifauslegung zunächst 

ankommt (st. Rspr., BAG 11. Dezember 2003 - 6 AZR 539/02 - zVv., zu 14 a der 

Gründe; 27. Juni 2002 - 6 AZR 209/01 - AP BAT §29 Nr. 18, zu B I I 2 a der Gründe; 

27. Juni 2002 - 6 AZR 378/01 - AP TVG § 1 Tarifverträge: Musiker Nr. 18, zu A IV 1 der 

Gründe), ist eindeutig. Danach werden die über die regelmäßige Arbeitszeit (Nr. 3 

Abs. 1 SR 2r BAT) hinaus geleisteten Arbeitsstunden zur Hälfte als Überstunden ge­

wertet. Die Tarifbestimmung legt damit fest, dass nicht alle, sondern nur die Hälfte der 

über die regelmäßige Arbeitszeit von durchschnittlich 50 Stunden wöchentlich (Nr. 3 

Abs. 1 SR 2r BAT) hinaus geleisteten Stunden als Überstunden iSv. § 17 Abs. 1 Unte- 

rabs. 1 BAT zählen.

2. Auch Sinn und Zweck der tariflichen Regelung sprechen für dieses Verständ­

nis. Die Tarifvertragsparteien haben in den Sonderregelungen für Angestellte als 

Hausmeister berücksichtigt, dass Schulhausmeister ihre Arbeit unter besonderen tat­

sächlichen Bedingungen (Arbeitsbereitschaftszeiten, Ferienüberhang) zu verrichten 

haben (BAG 28. Juni 2001 - 6 AZR 134/00 - ZTR 2002, 227). Sie haben die regelmä­

ßige wöchentliche Arbeitszeit in Nr. 3 Abs. 1 SR 2r BAT abweichend von § 15 Abs. 1 

BAT auf durchschnittlich 50 1/2 Stunden festgelegt. In Nr. 3 Abs. 2 SR 2r BAT haben 

sie geregelt, dass § 15 Abs. 2 BAT keine Anwendung findet. Dadurch haben sie deut­

lich zum Ausdruck gebracht, dass bei der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 

durchschnittlich 50 1/2 Stunden in ihr enthaltene Arbeitsbereitschaft bereits berück­

sichtigt ist (BAG 28. Juni 2001 - 6 AZR 134/00 - aaO). Die Tatsache, dass bei der Tä­

tigkeit von Hausmeistern erfahrungsgemäß Arbeitsbereitschaft anfällt (BAG 10. Juli 

2003 - 6 AZR 309/02 - ZTR 2004, 84, zu I I 3 der Gründe), hat sie auch veranlasst, in 

Nr. 4 SR 2r BAT abweichend von § 17 Abs. 1 BAT zu bestimmen, dass nicht alle, son­

dern nur die Hälfte der über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleisteten Arbeits­

stunden als Überstunden gewertet werden.
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3. Entgegen der Auffassung des Klägers ist für die andere Hälfte der über die 

regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleisteten Arbeitsstunden, die nicht als Überstunden 

zählen, nicht der „tarifliche Normal-Stundensatz“ zu zahlen. In der Sonderregelung 

Nr. 4 SR 2r BAT haben die Tarifvertragsparteien für Angestellte als Schulhausmeister 

abschließend geregelt, wie die über die regelmäßige Arbeitszeit hinausgehenden Ar­

beitsstunden zum Zwecke des Freizeitausgleichs oder der Vergütungsberechnung ge­

wertet werden. Ein Wille der Tarifvertragsparteien, die eine Hälfte der über die regel­

mäßige Arbeitszeit hinaus geleisteten Stunden mit der in § 35 Abs. 3 Unterabs. 2 BAT 

geregelten Überstundenvergütung auszugleichen und die andere Hälfte entgegen dem 

Vergütungssystem des BAT (§ 17 Abs. 1 Unterabs. 1 und Abs. 5 Satz 4 BAT) mit dem 

Stundensatz nach § 35 Abs. 3 Unterabs. 1 BAT ohne den in § 35 Abs. 1 Satz 2 

Buchst, a BAT geregelten Zeitzuschlag, hat im Wortlaut der Nr. 4 SR 2r BAT keinen 

Niederschlag gefunden. Die vom Kläger angenommene Abweichung vom tariflichen 

Vergütungssystem hätte jedoch in der Tarifvorschrift selbst zum Ausdruck kommen 

müssen.

III. Eine weitergehende Vergütungspflicht des beklagten Landes wird nicht da­

durch begründet, dass Art. 6 Nr. 2 der Richtlinie 93/104/EG vom 23. November 1993 

(Arbeitszeitrichtlinie, Abi. EG L 307 S. 18) die durchschnittliche wöchentliche Höchstar­

beitszeit auf 48 Stunden begrenzt. Auch wenn das beklagte Land weder Bereitschafts­

dienst noch Überstunden hätte anordnen dürfen, weil bereits die reguläre Arbeitszeit zu 

einer über 48 Wochenstunden hinausgehenden zeitlichen Belastung des Klägers ge­

führt hat, wirkt sich die Rechtswidrigkeit dieser Anordnung vergütungsrechtlich nicht zu 

Gunsten des Klägers aus. Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 

(5. Juni 2003 - 6 AZR 114/02 - NZA 2004, 164, zu B I I2 a der Gründe; 28. Januar 2004 

-5  AZR 530/02- zW.; 22. November 2000 - 4 AZR 612/99- BAGE 96, 284, 291; 

24. Oktober 2000 - 9 AZR 634/99 - AP BUrIG §11 Nr. 50 = EzA BurIG §11 Nr. 48) 

betrifft die Arbeitszeit-Richtlinie den öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz. Zur Frage der 

Vergütung von Arbeitszeit enthält sie keine Bestimmungen. Dafür fehlte es auch an 

einer Kompetenzgrundlage. Die Arbeitszeitrichtlinie dient der Verbesserung von Si­

cherheit, Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer. Sie ist nach ihren 

Erwägungsgründen auf Art. 118a EG gestützt, der den Rat berechtigt, durch Richtlinien 

Mindestvorschriften festzusetzen, die eine Verbesserung der Arbeitsumwelt fördern, 

um die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer verstärkt zu schützen. Min­

destvorschriften über Vergütungspflichten sieht diese Rechtsgrundlage nicht vor. Dar-
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über hinaus regelt der EG-Vertrag auch keine entsprechende Primärkompetenz der 

Gemeinschaft (BAG 5. Juni 2003 - 6 AZR 114/02 - aaO, zu B I I2 a der Gründe).

Schmidt Dr. Armbrüster Brühler

Kapitza M. Schilling
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